[DIE GESCHICHTE DER KIRCHLICHEN REVISION 2|

[ EINLEITUNG 2|
[ RUcCkBLICK 2|
[ ZEITTAFEL 8|

KATHOLISCHE KIRCHENKOMMISSION / KIRCHENOK ONOM I E- |

DEPUTATIONEN / KATHOLISCHESKIRCHENDEPARTEMENT /
KATHOLISCHE KIRCHENSEKTION / KATHOLISCHER OBERKIRCHENRAT

1803 — 1862) 9|
KATHOLISCHER OBERSTIFTUNGSRAT (09.12.1862 — 31.03.1934) 18|
ENTSTEHUNG UND AUFGABEN 18|
DIE DIENSTGEBAUDE DES KATHOLISCHEN OBERSTIFTUNGSRATES 20|
VERWAL TUNGSVORSCHRIFTEN 22|
ERZBISCHOFLICHER OBERSTIFTUNGSRAT (01.04.1934 — 31.12.1958) 23|
FINANZKAMM ER (01.01.1959 - 28.02.1975) 20|
BTABSSTELLE INNENREVISION (1974 - 28.02.1998) 29|
DRTSREVISION (01.03.1975 - 28.02.1998) 30|
BTABSSTELLE REVISION (SEIT 01.03.1998) 32|

-Blatt 1 -



Die Geschichte der kirchlichen Revision

Einleitung

Ohne weiteres kann die Stabsstelle Revision — wurde sie doch erst zum 1.
Marz 1998III errichtet — als jungste Einrichtung der Bistumsverwaltung be-
zeichnet werden. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch bald, dass die
Geschichte der kirchlichen Revision beileibe nicht so jung ist, wie man auf-
grund des genannten Datums vermuten konnte. Zum 1. Marz 1998 wurde
namlich nichts grundlegend Neues geschaffen, sondern lediglich die beiden
bislang schon vorhandenen Revisionen vereinigt. So reicht denn auch die
Geschichte der kirchlichen Revision weit in die Vergangenheit zuriick. Wer
genau hinschaut wird mit Erstaunen feststellen, dass diese Geschichte so-

gar deutlich in die Zeit vor der Grindung unseres Erzbistums zurtick reicht.
Ruckblick

Die Stabsstelle Revision gliedert sich derzeit in die zwei Prufungsbereiche
(Sachgebiete) Bistums- und Caritasrevision bzw. Kirchengemeinden- und
Verrechnungsstellenrevision. Der erstgenannte Prifungsbereich entspricht
der ehemaligen Stabsstelle Innenrevision, die im Zusammenhang mit der
1975 im Ordinariat durchgefiihrten OrganisationsreformIZI (Aufhebung der
Erzbischoflichen Finanzkammer und Eingliederung derer Abteilungen in das
Ordinariat [= im wesentlichen die jetzigen Abteilungen VII, VIII und IX]) ge-
grindet wurde. Aus bescheidenen Anfangen — urspringlich gehoérten zur
Innenrevision nur zwei Sachbearbeiter — gelang es, auch fir diesen Bereich

eine anerkannt schlagkraftige Truppe aufzubauen.

Seit dem Jahr 2000 wird nun darauf hingearbeitet, den bislang einheitlichen
Bereich Bistums- und Caritasrevision zu trennen und ein eigenstandiges
Sachgebiet Caritasrevision aufzubauen. Ziel ist es, die Revision in diesem
Bereich zu verstarken, um durch eine gréRere Prifungsdichte eventuelle

Fehlentwicklungen bei Caritasverbanden oder Sozialstationen soweit mog-

! Amtsblatt der Erzdiézese Frei burg vom 27.02.1998, S. 306 ff.
2 Amtsblatt der Erzdiczese Freiburg 1975 S. 319.
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lich zu verhindern bzw. friihzeitiger erkennen zu kénnen. Um dies zu errei-
chen werden derzeit die notwendigen personellen und organisatorischen
Voraussetzungen geschaffen. Nach erfolgter ,Zellteilung® wird die
Stabsstelle Revision dann kinftig aus drei Prufungsbereichen

(Sachgebieten) bestehen.

Der zweite derzeit bestehende Prifungsbereich entspricht der ehemaligen
Ortsrevision, die bis Ende Februar 1998 als eigenstandiges Referat zur
Haushaltsabteilung gehorte, und nunmehr auf eine anndhernd 200-jahrige
Geschichte zurickblicken kann. Da die historisch gewachsene Eingliede-
rung der Ortsrevision in die Haushaltsabteilung dem Grundsatz der ,Selb-
standigkeit und Weisungsungebundenheit* widersprach und die Ortsrevisi-
on im Zusammenhang mit der Prifung der Kirchengemeinden und Ver-
rechnungsstellen natirlich auch die Arbeit der Haushaltsabteilung zu prifen
hatte, war diese Zuordnung durchaus fraglich. All dies waren letztendlich
auch Argumente fur die zum 1. Marz 1998 erfolgte Grindung der jetzigen

Stabsstelle Revision.

Die Zuordnung der Ortsrevision zur Haushaltsabteilung erfolgte im Rahmen
der oben erwéhnten Organisationsreform des Jahres 1975. Zuvor bildete
die Revision innerhalb der Erzbischoéflichen Finanzkammer, die von 1959EI
bis 1975 bestand, die grofdte Abteilung. Weder die dortige Verwaltungsab-
teilung, das Rechnungsamt, die Pfrindeabteilung, die Kirchensteuerabtei-
lung noch die Abteilung fiir Hohenzollern konnten der Revisionsabteilung
auch nur annahernd den Rang streitig machen. Da Rechnungsprtfung (Re-
vision), Rechnungsamt, Kirchensteuerabteilung und Pfrindeabteilung ur-
springlich unter einer gemeinsamen Leitung standen, kann ohne weiteres
nachvollzogen werden, weshalb man 1975 die Ortsrevision — entsprechend

des historischen Vorbilds — der Haushaltsabteilung zuordnete.

Vorlaufer der Erzbischoflichen Finanzkammer war wiederum der zum 1.

April 1934E|errichtete Erzbischofliche Oberstiftungsrat, der fur die Verwal-

3 Amtsblatt fiir die Erzdiézese Freiburg 1958 S. 334.
4 Amtsblatt fir die Erzdiézese Freiburg 1934 S, 204.
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tung des Kirchenvermdgens zustandig war und dessen ,Rechnungsabhor”
die Rechnungen aller dem Erzbischéflichen Oberstiftungsrat unterstellten
Fonde, Anstalten und Kassen zu prifen und ,verbescheiden® hatte. Die
Wahl des Dienstsitzes - er wurde zum 1. Oktober 1934E|von Karlsruhe nach
Freiburg verlegt - zeigt, worin sich diese neue Behdrde grundlegend von
ihrem Vorganger, dem Katholischen Oberstiftungsrat unterschied. Nicht nur,
dass aus dem ,Katholischen® ein ,Erzbischoéflicher* Oberstiftungsrat gewor-
den war, letztgenannter war eine dem Erzbischoflichen Ordinariat unterstell-
te kirchliche Behérde, wahrend deren Vorganger eine gemischt staatlich-
kirchliche Behorde war.

Erfies Bereits im 1. Konstitutionsedikt (Orga-
Confiitutiond€dice nisationsedikt) vom 4.2.1803, also
i lange vor Grindung des Erzbistums

Rit(f)[id)f 6taatébcrfaﬁ'ung' Freiburg im Jahre 1827, war die Ver-

waltung des katholischen Kirchenver-
Ded

mogens im Lande Baden der Katholi-
Groghersogthums Baben

Betteffend, schen Kirchenkommission in Bruchsal

unterstellt worden. Im Jahre 1807

gingen die Geschafte der Kirchen-
kommission vorlaufig an die

.Provinzregierungen* tber, zwei Jahre

spater (1809) wurde dann im Rahmen

der Neuordnung der

Caoclscrube . ) o )
) Geschaftsbereiche der Ministerien
Beclagvon Gottlieh Braon,

i das Katholische Kirchendepartement

' errichtet und dem Ministerium des
Innern als Abteilung angegliedert. Seit 1812 hiel3 diese Behorde im Rah-
men einer weiteren Umorganisation Katholische Kirchensektion und seit
1843 Katholischer Oberkirchenrat, wobei sie den Charakter einer ,Central-
Mittelbehorde® erhielt, die dem Innenministerium unterstellt war. Zu den

Aufgaben dieser Behorde gehorte die ... Oberaufsicht ... in allen den Staat

® Amtshlatt fiir die Erzdiézese Freiburg 1934 S. 260.
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beriihrenden katholischen kirchlichen Sachen®, insbesondere war ihre Re-
vision die Abhoérbehérde der unmittelbaren katholischen Stiftungsrechnun-
gen.EI Die Stellung der vorgenannten Behorde gegentber dem Ordinariat
wird daran deutlich, dass z.B. die Mitglieder der Kirchensektion Ministerial-
rate wurden, und somit Uber den Domkapitularen standen, die den Rang
von Regierungsraten inne hatten.EI Noch nicht einmal der wahrend der Re-
volution im Jahre 1848 im Frankfurter Parlament gepréagte Grundsatz, dass
die Kirchen ihre eigenen Angelegenheiten selbst zu verwalten hatten, konn-
te den badischen Staat dazu bringen, an der bestehenden Unfreiheit etwas
zu andern. Nachdem selbst der preuf3ische Staat den vorgenannten Grund-
satz in seine Verfassung einflieRBen liel3, war fir Erzbischof Hermann von

Bl

Vicari™ der Augenblick gekommen, die Forderung nach einer grundsatzli-
chen Anderung zu erheben. Er wusste sich einig mit allen deutschen Bi-
schofen, erst recht mit den Bischodfen seiner eigenen Oberrheinischen Kir-
chenprovinz. Doch der badische Staat war zu keinerlei Konzessionen be-
reit. Erzbischof von Vicari drohte daraufhin am 16. Juni 1853, kiinftig nach
den Bestimmungen des allgemeinen Kirchenrechts zu verfahren. Am Ende
(11. Mai 1854) praktizierte er das auch: besetzte Pfarreien, ordnete Religi-
onsprufungen ohne Mitwirkung staatlicher Stellen an, verbot den Geistli-

chen den Verkehr mit dem Oberkirchenrat.

In der Folge kam es zum ,badischen Kirchenstreit®, auf dessen H6hepunkt
der Erzbischof die freie Verwaltung des Kirchenvermdgens erstrebte. Die

Regierung schloss daraufhin die Pfarrer von der Mitwirkung in der Verwal-

6 Vgl. z.B. die Ingtruction fur die Rechnungs-Revision der Grofherzoglichen katholischen Kirchen-
Sektion den Geschéftsgang und die dienstpolizeilichen Verhadtnisse betr. vom 12. Mérz 1839.

! Verordnung vom 2.3.1837. Durch diese Verordnung wurden die Domkapitulare in die Kategorie
der Staatsbeamte eingegliedert.

8 Hermann von Vicari, Dr. jur et theal., geb. 13.5.1773 Aulendorf, geweiht 1.10.1797 Konstanz,
gest. 14.4.1868 Freiburg: 1797 Eintritt in das Kanonikat zu St. Johann in Konstanz, Fortsetzung des
Theologie-Studiums, 1802 als wirklicher geistlicher Rat Mitglied des bischofl. Regierungskollegi-
ums, 1802 apostol. Notar, 1816 Offizial der bischofl. Kurie, 1827 Mitglied des Metropolitan-
Kapitelsin Freiburg und Generalvikar des Erzbischofs Bernhard in Freiburg, 1830 Domdekan, 1832
Weibischof (Bischof von Macra i.p.), 1836 Bistumsverweser, 1842 Erzbischof von Freiburg, 1843
als Erzbischof inthronisiert; Vicarius in Pontificalibus et Spiritualibus generalis, Commandeur des
Grofh. Bad. Zéhringer Lowenordens, Seiner Papstl. Heiligkeit Hausprélat, Solio Poniticio Assistens
et Comes Romanus, Grol3kreuz des Grof3h. Bad. Ordens vom Zahringer Lowen u. des Kgl. Wiirtt.
Friedrichs-Ordens, Inhaber des Ehrenkreuzes |. Klasse des Firstl. Hohenzollerischen Hausordens.
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tung der ortlichen Fonde aus. Neue MalRhahmen beantwortete der Staat mit
einer voriubergehenden Verhaftung des Erzbischofs vom 22. bis 31. Mai
1854 in den Raumen seines Palais. Bei der Beilegung des ,badischen Kir-
chenstreits” spielte die Frage der kirchlichen Vermdgensverwaltung keine
geringe Rolle. So kam es Ende des Jahres 1862 zur Aufhebung des Katho-
lischen Oberkirchenrats, an dessen Stelle als gemischt staatlich-kirchliche

Behorde der oben bereits erwahnte Katholische Oberstiftungsrat trat.

Von einigem Interesse durfte nicht nur ein Blick auf die Aufgaben der Revi-
sion, sondern auch auf deren personelle Besetzung und Zusammensetzung
sein. Dieser Blick wird nachfolgend nicht nur auf die jetzige Stabsstelle Re-
vision geworfen, sondern geht — in etwas ausfuhrlicherer Form — bis in das
Jahr 1862, in dem der Kirche erstmals ein Mitspracherecht beztiglich der
Verwaltung ihres eigenen Vermdgens eingerdumt wurde, zurtick. Diesen
Ausfuhrungen wurde zur Vervollstandigung ein bis in das Jahr 1803 zurtick

reichender Kurztiberblick voran gestelit.
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Erzbischof Hermann von Vicari
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Zeittafel

1803 — 1807 Katholische Kirchenkommission
1807 — 1809 Kirchentkonomie-Deputationen
1809 — 1812 Katholisches Kirchendepartement
1812 — 1843 Katholische Kirchensektion
1843 — 1862 Katholischer Oberkirchenrat
1862 — 1934 Katholischer Oberstiftungsrat
1934 — 1958 Erzbischoflicher Oberstiftungsrat
1959 - 1975 Erzbischo6fliche Finanzkammer
1974 — 1998 Stabsstelle Innenrevision beim Erzbischoéflichen Ordinariat
1975 - 1998 Ortsrevision des Erzbischoflichen Ordinariats

seit 1998 Stabsstelle Revision beim Erzbischoflichen Ordinariat



Katholische Kirchenkommission / Kirchendkonomie-Deputa-

tionen / Katholisches Kirchendepartement / Katholische Kir-
chensektion / Katholischer Oberkirchenrat (1803 — 1862)EI

Obwohl es sich bei der Katholischen Kirchenkommission und deren Nach-
folgeeinrichtungen bis 1862 um rein staatliche (und nicht um kirchliche) Ein-
richtungen gehandelt hat, ist auf deren Tatigkeiten kurz einzugehen, han-
delt es sich bei ihnen doch um Vorgangereinrichtungen des Katholischen

bzw. Erzbischoflichen Oberstiftungsrats, der Finanzkammer usw.

Das erste ,Kurfurstlich Badische Landes-Organisationsedikt* vom 4. Febru-
ar 1803 hatte die allgemeine Landesadministration zum Gegenstand. Das
ganze Kurfurstentum wurde hierzu in drei Verwaltungsbezirke, und zwar die
badische Markgrafschaft, die badische Pfalzgrafschaft am Rhein und das
badische obere Firstentum — Firstentum am Bodensee — eingeteilt. Zur
oberen Leitung dieser dreifach geteilten Staatsverwaltung wurde ein ,Ge-
heimratskollegium® unter der unmittelbaren Direktion des Landesherrn ge-
schaffen. Dieses Geheimratskollegium wurde zur gewodhnlichen Geschafts-
besorgung in drei Departements eingeteilt; dariiber hinaus erhielt es fir
gewisse Falle auch noch eine Einteilung in vier Konferenzen, und zwar in
die allgemeine Konferenz, in die geheime Konferenz, in die evangelische
Konferenz und in die katholische Konferenz. Die katholische Konferenz soll-
te hierbei aus sdmtlichen katholischen Mitgliedern des ,Geheimenrats” und

,Geheimenreferendariats” bestehen.

Durch das erwdhnte Organisationsedikt wurden ferner drei Kirchenkommis-
sionen aufgestellt. Je eine dieser Kirchenkommissionen war fir die lutheri-
sche, eine fur die reformierte (beide Kirchen waren damals noch nicht zur
evangelischen Landeskirche uniert) und die dritte fir die katholische Kirche
zustandig. Der ,katholischen Kirchenkommission“ mit Sitz in Bruchsal wur-

de ,die Verwaltung aller Staatsrechte in Kirchen- und Schulsachen, so weit

o Kintzinger: Die katholische Kirche und die katholische Geistlichkeit im Grof3herzogthum Baden,
Karlsruhe 1847.
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sie nach der katholischen Land-Kirchenverfassung dem landesherrlichen
Rechte anhangen in den beiden Landesbezirken am Rhein Ubertragen®.

Am 31. Oktober 1803 wurde als landesherrliche Instruktion fur die katholi-
sche Kirchenkommission die ,Kurbadische katholische Kirchenkommissi-

onsordnung” erlassen.
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Titelblatt der Kurbadischen katholischen Kirchenkommissionsordnung von 1804
(Titelvignette: Allegorie der Frommigkeit)

Das im Jahre 1803 gegrindete Geheimratskollegium wurde durch das Kon-
stitutivrescript vom 20. Marz 1807 neu organisiert. An die Stelle der drei
urspriinglichen Departements traten nun ein Staats-, ein Justiz-, ein Polizei-
und ein Finanzdepartement, wobei dem Polizeidepartement namentlich fol-

gende Bereiche zugewiesen wurden (finfter Artikel, S. 38, 88 1-6):

aa) die Oberaufsicht Gber den Landesbischof und dessen Vikariat;

bb) die Verhaltnisse mit dem romischen Hofe und der katholischen
Hierarchie;
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cc) die Erledigung aller Angelegenheiten, welche Kirchen-, Pfarr-
und hohe und niedere Schuldienste betreffen;

dd) die Kirchen-, Schul- und Sittenpolizei, wohin auch Alles ge-
hort, was in die Liturgie, das Studienwesen, geistliche Dispen-
sationen u. dgl. einschlagt;

ee) die Oberaufsicht Uber Universitaten, Lizeen, Gymnasien, Pa-
dagogien und Mittelschulen;

ff) die Sorge fur alle Kirchen- und Studien- oder Schulwesen be-
stimmte Baulichkeiten.

Die Aufsicht tber das Kirchenvermdgen oblag weiterhin der katholischen
Kirchenkommission, die allerdings kurz darauf durch Geheimratsbeschluss
vom 15. Juni 1807 aufgehoben wurde. Ihr Geschaft wurde den Provinzre-
gierungen in Karlsruhe, Mannheim und Freiburg mit Beigesellung besonde-

rer Kirchenbkonomie-Deputationen tbertragen.

Aufgrund der politischen Ereignisse, die grof3en Einfluss auf die Landesad-
ministration hatten (Auflosung der Reichsverfassung, Bildung des rheini-
schen Bundes, Einverleibung grof3er Landesteile in den badischen Staat)
wurde 1808 das bisherige Geheimratskollegium aufgeltst. An deren Stelle
trat eine in finf Ministerialdepartemens (Justiz, auswartige Verhaltnisse,
Inneres, Finanzen, Kriegswesen) gegliederte Verwaltung.

Durch Organisationsedikt vom 26. November 1809mwurde dann eine neue
Organisation des gesamten Grof3herzogtums vorgenommen. Das Innenmi-
nisterium erhielt hierbei eine Gliederung in finf Geschaftskreise, und zwar
in das Landeshoheits-, Landespolizei-, Landes6konomie- sowie in das ka-

tholische kirchliche — und ein evangelisches kirchliches Departement.

Die beiden letztgenannten Departements Ubernahmen die Aufgaben der
erst kurz zuvor bei den Provinzregierungen eingerichteten Kirchendkono-
mie-Deputationen. Das ,katholische kirchliche Departement* des Innenmi-
nisteriums war also unter anderem auch fir die Aufsicht tber das Kirchen-

vermogen und dessen Verwaltung zustandig.

10 Grof3herzoglich-Badisches Regierungsblatt Nr. XXXXIX [sicl] vom 2.12.1809, S. 395 ff.
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Im Jahre 1812 fand man es fur zweckmalRlig, das Innenministerium in zwei
(statt bislang funf) Departements zu untergliedern. Das zweite Departement
bestand aus den vormaligen katholischen und evangelischen kirchlichen
Departements und untergliederte sich nunmehr in eine ,evangelische” und

eine ,katholische Section”.

Die beiden Kirchen-Ministerialsektionen bestanden bis zum Jahre 1843, wo
il

sie durch einen Staatsministerialerlass vom 5. Januar 1843™ unter der Be-

nennung ,Evangelischer Ober-Kirchenrath® bzw. ,Katholischer Ober-
Kirchenrath” in die Reihe der ,Central-Mittelbehorden“ zuriickversetzt und

dem Ministerium des Innern in dieser Eigenschaft untergeordnet wurden.

Groliherzoglid Badifdes

Staats - und Regrernungs - Blatt,

Cavlstuhe, wen 17. Fonuar 1843,

Leopold, von Gotted Gnaden,
Grofherjog von Baden, Hergog vou Jabringen.

TWir finpen Uné bewogen, fiber pie Stelfung wnb den Gefdiaftefreis per beiven Kivdien
Miniftevial - Sectionen ju vevorbnen, wie felgt: -
Die beiven Kivdhen = Miniflerial - @{ttwncns freteit in Dic Meibe Der Gentral - Mictelbehivoen,
untwgentbmt wnter g Minifterivm veé Fnnersr , unter der Benennung :
Goangelijher Ober - Kivchenvath,
FKatbolijcher DOber - Kivchenvath.

i‘ur Gollegialglicoer berfelben evbalten ven Titels
Sher=Kivdenrathe und Affefforen

1 Grof3herzoglich-Badisches Staats- und Regierungs-Blatt Nr. 11 vom 17.1.1843, S. 9.
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Wer heutzutage die Zustandigkeiten dieser Staatsbehoérden zur Kenntnis

nimmt, wird sich eines Grauens nur schwer erwehren kdénnen.

Gemal § 20, Beilage Fmdes Organisationsedikts vom 26. November 1809
besorgte die Kirchensektion die Oberaufsicht tber die Amtsfiihrung der ka-
tholischen Geistlichen in allen den Staat bertihrenden katholischen kirchli-
chen Sachen, die Wahrung der landesherrlichen Rechte in katholischen
Kirchensachen gegen Eingriffe fremder geistlicher Gewalten (!), die Erhal-
tung der katholischen Geistlichkeit in den derselben vom Staat angewiese-
nen Schranken, sowie die Wachsamkeit, dass durch katholische Einrich-
tungen nichts geschehe, was den Grundséatzen des Staates und einer wah-
ren, religiosen Aufklarung hinderlich ist. Dieser Staatsbehorde stand ferner
die Aufsicht tber die Prifung der katholischen Priesteramtskandidaten, die
Besetzung der Pfrinden, die Oberaufsicht Uber die katholischen Lehranstal-

ten und weiteres zu.

Hort sich dieser (unvollstandige) Aufgabenkatalog schon schlimm an, muss
man sich vergegenwartigen, dass die Umsetzung dieser Bestimmungen
ohne jegliches Fingerspitzengefuhl erfolgte. So war z.B. die Kirchensektion
aus Laien zusammengesetzt, deren Bestreben es war, der Kirchenherrlich-
keit des Staates eine moglichst groRe Ausdehnung angedeihen zu lassen.
Hierbei wirkten noch nicht einmal die den Laien beigegebenen Geistlichen
mafigend auf die Verwaltung ein, waren diese doch selbst vom Gedanken
des Staatskirchentums durchdrungen. So konnte dieses Instrument der
Staatsallmacht ihren Geschaftskreis ohne Unterlass erweitern, so dass die
Kirchensektion bald die wichtigsten Rechte des Bischofs austibte. Ja, dem
Bischof war es noch nicht einmal erlaubt, einen Hirtenbrief oder ein Rund-
schreiben in rein kirchlichen Sachen herauszugeben, ohne vorher die Be-

willigung der Katholischen Kirchensektion eingeholt zu haben.

Von den vorstehenden Regelungen waren samtliche badische Pfarreien
betroffen, egal ob sie sich im Gebiet der Bistumer Konstanz, Stral3burg,
Speyer, Worms oder Wirzburg befanden. Durch die im Jahr 1827 erfolgte

12 Groftherzoglich-Badisches Regierungsblatt Nr. L1 vom 23.12.1809, S. 467 ff (besonders S. 475 f).
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Grindung des Erzbistums und der Oberrheinischen Kirchenprovinz anderte
sich nichts. Im Gegenteil, hatte sich der Staat bis dahin noch etwas zurlick
gehalten, um die Verhandlungen mit dem Heiligen Stuhl wegen Grindung
der neuen Bistumer (Freiburg und Rottenburg) und der Kirchenprovinz nicht
zu gefahrden, war hiervon nach Erreichen dieses Zieles nichts mehr zu
bemerken. Am 30. Januar 1830 erschien gar in allen funf Staaten der Kir-
chenprovinz eine einheitlich erlassene landesherrliche Verordnung betref-
fend des Schutz- und Aufsichtsrechts Uber die katholische Kirche.ElDie Be-
stimmungen dieser Verordnung lieRen sich weder mit der Glaubenslehre,
der Disziplin noch mit der Freiheit der Kirche vereinigen, sie stellte schlicht-

weg eine schwere Verletzung der kirchlichen Autoritat dar.

Es konnte dem Oberhirten des neugegrindeten Erzbistums Freiburg natir-
lich nicht recht sein, die Verwaltung der bischoflichen Jurisdiktionsrechte in
der Zustandigkeit der Katholischen Kirchensektion, also einer Staatsbehor-
de zu sehen. Allein, samtliche Einwendungen fruchteten nichts. Im Gegen-
teil, die Kirchensektion erweiterte ihre Machtbefugnisse in der Folge noch
mehr und griff immer mehr in innerkirchliche Verhéaltnisse ein. So veranlass-
te z.B. die Kirchensektion durch Verfigung vom 11. Januar 1831 den Erzbi-
schof, in seinem Fastenhirtenbrief aus der Bibelstelle ,Wir predigen Chris-
tum, ... den Juden ein Argernis* (1. Kor. 1, 23) aus Riicksicht auf den kon-
fessionellen Frieden die letzten Worte zu streichen oder nétigte ihn, dem
Papst vorbehaltene Dispense von Ehehindernissen selbst auszusprechen.

13 Grof3herzoglich-Badisches Staats- und Regierungs-Blatt Nr. I11 vom 2.2.1830, S. 13 ff.
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Instruction Uber den Geschéaftsgang und die Dienstpolizei fir die Rechnungs-Revision des
Grof3herzoglichen Ministeriums des Innern, Katholische Kir chen-Section, 1839

Die Machtverteilung zwischen der staatlichen und der kirchlichen ,katholi-
schen Oberbehérde” kann ohne weiteres an deren Personalstand abgele-
sen werden. So waren im Jahre 1852 beim Katholischen Oberkirchenrat
aul3er den drei juristischen, zwei geistlichen und zwei kameralistischen R&a-
ten noch zwei juristische Sekretére, elf Revisoren und drei Registratoren
angestellt. Die Erzbischdéfliche Kanzlei bestand zur selben Zeit hingegen
lediglich aus einem Revisor (als Sekretér), einem Revidenten, einem Re-

gistrator und einem Expeditor.
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Der geistlichen Kirchenbehérde (Ordinariat) stand bei der Verwaltung des
Kirchenvermdgens lediglich eine Mitspracherecht zu. Eine Wende zum
Besseren schien sich im Jahre 1859 abzuzeichnen, als es am 28. Juni zwi-
schen dem pé&pstlichen Stuhl und der badischen Regierung zur Ratifikation
einer Konvention kam, durch die der katholischen Kirche wesentliche Rech-

te gerade auf dem Gebiet der Vermbgensverwaltung eingerdumt werden
il

sollten.

Nr. LX. 441
Grofhersoglidy Badifdyes

RNegicrungs - Blatr.

Karldrube, Freitag den 16, Degember 1859,

Fnhalt.

Mumittelbarve allerhbchfte Guitfdlicfungen Seiner {b i

. _ ! i niglichen Sobheit g g g
I]Eﬂ}][Iﬂl:!b!ﬁﬁ!lt‘l‘Ilﬂ}t Bevorbaung , bie Bertlbaring mit pem papfilidier Stulle 31:—31!!]:9r[u:|r‘bc§¢ﬁainlnnﬁ?~n:|n'“€' ’“! b
{den Rivde im Seofferjoathume betreffent. b, Die papflidie Bulle. o Die Gonvention 2 e el

e

Hmittelbave allerhidyfie Entllicungen Seiner HKinigliden Hoheit
ves Grofhersogs.

AtlerhdehftTandesherrfithe Bevordmun B

bie Beveinbaving mit bem pipftiicien Stuble qur Regelung ber Angelegenfheiten ber fatfholijchen fivde im
Srophevzogihun betveffens, 3

Friedridy, von Gotted Guabden @roﬁf}eraog vou Baben
Hergog von Jdbringen. :

: !Hs‘lir faben Lng bewogent gefumben, jur JMegelung ber AngelegenBeiten ber Tatholijden
Rivde i Unjeren Grofhecyogthum mit vem papftidien Stuble él}cﬂjﬂuh[ungen pﬁeqeﬁ 'su
[aﬁlen , unb ed ift umer—bmlu 2. Juni 0. J. eine Veveinbarung su Stande geformmen, toeldjer
%(1 in flInEetmrﬁt, baf bie durdh fie dev fatholijhen Rirdje eingerfutmte grifiere @m&ﬁmmm&n
i bév Seitung ifjrer Angelegenfeiten Wifer unverdufelided oberfthoheitliched S = b s
fichtdvecit nicht Beetntriehtigt, unter dem Borbefalt ber ﬂciui)iiz’ljm Rliﬂin.l]]tltltg.gu_r Menderun
?erﬁ ber DWereinbarung entgegenfteenben efesedbeftimnungen Unfere fjiirf;ﬁr. @ctl[‘l}:ln['qll‘liq ?l'ri}l‘ff?
haben. : o

lﬂ‘tm’fpbem bie Bulle, mit weldier nach bev getrofienenn. Vevabredung bdie abyejeblofjene Corne

bention al8 bad Haupkhitd der gefanmmten Qlcreinfmu'ng verfimbigt werden Fva.l Ellircr bent 10.

Oftober b, . von dem papfilichen Stuble erlnflen worben ift, bringen Wir biefe Bulle, bie
b

14 GroRrherzoglich Badisches Regierungs-Blatt Nr. LX vom 16.12.1859, S. 441 ff.

- Blatt 16 -



Beide Vertragsseiten waren beim Abschluss dieser Konvention davon aus-
gegangen, dass eine Mitwirkung der Landstande nicht erforderlich sei. Die
liberalen Abgeordneten der 2. Kammer brachten es jedoch soweit, dass der
Grol3herzog die Vereinbarung mit dem Heiligen Stuhl aul3er Kraft setzte. So

wurde 1860 im RegierungsblattE‘I

veroffentlicht ,dal3 der mit dem papstli-
chen Stuhle zur Regelung der Angelegenheiten der katholischen Kirche im
Grol3herzogthum am 28. Juni v.J. vereinbarten und durch Verordnung vom
5. Dezember v.J. (Regierungsblatt Nr. LX vom 18. Dezember 1859) zur all-
gemeinen Kenntnif3 gebrachten Uebereinkunft keine rechtliche Wirksamkeit

beizulegen ist".

Ursache der Intervention der liberalen Abgeordneten war deren Grundtiber-
zeugung einer notwendigen Unterordnung der Kirche unter den souveranen
Staat. Die erste greifbare Moglichkeit der katholischen Kirche im neuge-
grundeten (1827) Erzbistum Freiburg, die Verwaltung des Kirchenvermo-
gens wenigstens teilweise in die eigene Hand zu bekommen, war somit ge-
scheitert. Doch lief3 sich der Gedanke des alles beherrschenden Staates
(,Staatsomnipotenz®), der mit der Einmischung in alle kirchlichen Angele-
genheiten verbunden war und der bis dahin die politische Einstellung der
badischen Regierung zur den Kirchen beeinflusst hatte, nicht mehr aufrecht
erhalten. Er wich dem Prinzip der Staatskirchenhoheit, das wesentlich vom
Prinzip der Unterordnung der Kirchen unter die Staatsgesetze gepragt war.
So wurden denn auch gleichzeitig mit der erwéhnten Ricknahme der im
Vorjahr getroffenen Konvention Regelungen getroffen, die — wenn auch
nicht so weitreichende wie die der Konvention — deutliche und grundlegen-

de Veranderungen mit sich brachten.

15 GroRherzoglich Badisches Regierungs-Blatt Nr. L1 vom 16.10.1860, S. 382 f.
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Katholischer Oberstiftungsrat (09.12.1862 — 31.03.1934)

Entstehung und Aufgaben

Wichtige Veranderungen beziglich der Verwaltung des Kirchenvermdgens
brachte das Jahr 1860. Durch das Gesetz vom 9. Oktober 1860mwurde der
Kirche vom Staat ein Mitspracherecht bei der Verwaltung des den kirchli-
chen Bedurfnissen gewidmeten Vermogens zugesprochen, indem die Ver-
waltung kiinftig unter der gemeinsamen Leitung der Kirche und des Staates

stehen sollte.

Zum Vollzug dieser Gesetzesbestimmung wurde unterm 20. November

iz

1861 eine landesherrliche Verordnung™—"erlassen, durch die der Katholische

Oberstiftungsrat ins Leben gerufen wurde, der dann allerdings erst am 9.

Dezember 1862 seine Tatigkeit aufnehmen konnte.

N L b
@rofhersoglich Sadifdhes

Reqievungs- Blatt.

Racldrub e, THetmood peie 27, Desiniber 1HG1

Anhali

iinmitielbare alerhihfe FailSlefungen Seinee H0nigliden Debelt bes Bestberjops, A
arbepbittlids T ] e Bhe dhfrjung et i ! LT 5 |} -
HrrdrtirrEd

Der Katholische Oberstiftungsrat hatte die Verwaltung des gesamten katho-
lischen kirchlichen Vermégens im GrofRherzogtum Baden, sofern diese
nicht ausnahmsweise dem Erzbischof oder dem Domkapitel vorbehalten
war, zu besorgen und die Aufsicht Uber die Orts- und Distriktstiftungen so-
wie Uber die besetzten und erledigten Pfrinden, sowie Giberhaupt Uber alles
katholisch-kirchliche Vermégen im Grol3herzogtum, insbesondere auch

Uber das Vermogen der Kirchengemeinden zu fuhren. Ausgenommen war

16 Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend. Grof3-
herzoglich Badisches Regierungs-Blatt Nr. LI vom 16.10.1860, S. 375 ff.
17 GroRherzoglich Badisches Regierungs-Blatt Nr. LIl vom 27.11.1861, S. 465 ff.
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lediglich das Vermdgen der Landkapitel und der kirchlichen Vereine. Im
stand somit auch — unter Berucksichtigung der vorgenannten Ausnahmen —
die alleinige Rechtsvertretung samtlicher kirchlicher Rechtspersonlichkeiten

des Landes zu.

Bitter war es fir die Kirchenleitung, dass die kirchlichen milden Stiftungen
nicht dem Oberstiftungsrat unterstellt wurden. Diese blieben in Staatsver-
waltung und wurden der Kirche dann im Jahre 1870 in aller Stille durch das

Stiftungsgesetz entzogen.

Der Vorstand (Prasident) des Katholischen Oberstiftungsrates und seit
1904 auch der Vorsitzende Rat wurden vom Erzbischof und der Regierung
in gegenseitigem Einvernehmen gewahlt. Die tbrigen Mitglieder des Kolle-
giums wurden je zur Héalfte von der Regierung und zur Héalfte vom Erzb.
Ordinariat gewahlt und ernannt, mussten aber immer beiden Seiten ge-
nehm sein. Die uUbrigen Beamten waren Staatsbeamte, bzw. wurden zu-

mindest durch den Landesherrn oder das Ministerium angestellt.

Da dem Katholischen Oberstiftungsrat aul3er der Verwaltung der allgemei-
nen Fonde auch die Aufsicht Uber die Verwaltung der zahlreichen 6rtlichen
Fonde und Pfrinden sowie auch deren Rechtsvertretung oblag, musste

eine bedeutende ,Geschéftslast* bewaltigt werden.

Den beim Katholischen Oberstiftungsrat angestellten Revisionsbeamten
oblag die Prufung der Rechnungen der unmittelbaren Fonde, der ortlichen
Fonde, der Kirchengemeinderechnungen und der Rechnungen der Interka-

largefalle der erledigten Pfrinden.

In den nachfolgenden Zusammenstellungen werden nicht die Prasidenten
und sonstigen Angestellten des Katholischen Oberstiftungsrates, sondern
~hur* die jeweiligen Revisionsvorstande, Revisoren und Revidenten aufge-
listet. Nachdem der Katholische Oberstiftungsrat sich im Jahre seiner
Grindung (1862) jedoch aus 1 Prasident, 5 Raten, 2 Sekretariatsbeamten,
2 Registraturbeamten, 5 Expeditur- und Kanzleibeamten, 2 Dienern und 16
Revisionsbeamten zusammen setzte, ist zu erkennen, dass das ,Revisi-

onsgeschaft’ zu den Hauptaufgaben dieser Behorde gehorte.
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Anseigeblatt

fiir die Grjdideefe Freiburg,
(Beilage jum Freiburger Fatholifden Kirdenblatt.)

Nro. 1%7. Freiburg, den 29. October 1862. V1. Jabrgang.

Die Grnennung ves Praiiventen und per Mitglieder des fatholijden Oberitiftungsrathes betr.

RNro. 10,955. Nadioem auf Grund der tanbesherrlidien Berordbnung vom 20. November v. J. ber Fatholijche Oberftif-
tungdrath evvichtet ift, haben @eine Gycellen; dber Hodwitrdigfte Herr Cribifdof, im Ginverjtindniffe mit
ben hidhften Cuifdliefungen Seiner Rinigliden Hoheit ves Grofhersogs aus vem Grofferjoglichen Staats-
mintjtevium vom 24, Jult und 17. Dctober b. J. unterm DHeutigen ernannt:

Den Divector der Forft-, BVerg- und Hiittenwerfe, Auguft Biegler in Carléruhe jum Prajidenten,
ven Regievungérath Hermann Many in Conjtan,
den Regierungdrath Albert Wagner dafelbjt,
ven Regierungdrath Gua¥ Witrth in Carlsrube,
den Finang - Ynfpector Bernhard Shmidt pajelbft, und
den Gaplan Frany Xaver HOTL dafelbit
st Mitgliebern ves fatholifhen Oberftiftungsraths, mit vem Character alg Oberftiftungsrithe.
Freiburg den 23. October 1862.

' Erybifdhoflidhed Ordinariat,

Die Dienstgebaude des Katholischen Oberstiftungsrates

Der in Karlsruhe ansassige Katholische Oberstiftungsrat begann seine Ta-
tigkeit in den bis dahin dem Katholischen Oberkirchenrat Uberlassenen
R&umen des Innenministeriums. Ende Oktober 1863 konnte er aber bereits
in das fur ihn erworbene Anwesen Schlof3platz 13 einziehen. Im Jahre 1901
wurde noch das — schon ein paar Jahre mietweise genutzte — Nachbarhaus
Zirkel 24 dazuerworben.

Allein, der Platzbedarf nahm in den folgenden Jahren noch mehr zu, so
dass an der Beiertheimerallee ein Neubau errichtet wurde, der im Herbst
1909 bezogen werden konnte. In dieses Gebaude wurden au3er dem Ka-
tholischen Oberstiftungsrat noch die Katholische Stiftungsverwaltung Karls-
ruhe, die Allgemeine Katholische Kirchensteuerkasse und das Erzbischofli-

che Bauamt Karlsruhe untergebracht.
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Dienstgebaude an der Beiertheimerallee (heute Polizeipréasidium)
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Verwaltungsvorschriften

In Ergédnzung einer Ende Mai 1863 erlassenen ,Verwaltungsinstruktion fur
die katholischen Stiftungskommissionen® erliel3 der Oberstiftungsrat noch
im gleichen Jahr Vorschriften beziglich des Kassen- und Rechnungswe-

sens. Diese Vorschriften blieben bis Ende 1958 in Kraft.

Infieuktion

iber

das Staffen- und Redynmungswefen

fatholijdy-Firdylichen Ortsitiftungen

im

Grofhersogthum Baden.

Erlajjen

von dem Katholifchen Oberftiftungsrathe,

— R

farlsrube.
Budbrnderei vou Maljd unt BVogel

1863,

Vom Kath. Ober stiftungsrat im Jahre 1863 erlassene,, Instruktion Uber das Kassen- und

Rechnungswesen der katholischen-kirchlichen Ortstiftungen®
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Erzbischoflicher Oberstiftungsrat (01.04.1934 — 31.12.1958)

Die badische Verfassung des Jahres 1919 und vor allem der Artikel 137 der
Weimarer Reichsverfassungﬂ brachten eine gegenuber friher vollig neue
Rechtslage: der Staat verzichtete ausdriicklich auf seine bisher im kirchli-
chen Bereich ausgetibten Rechte. Dies wirkte sich allerdings nur indirekt
auf die nun Jahrzehnte hindurch getatigte gemeinsame Verwaltungspraxis
in der Aufsicht Uber das kirchliche Vermdgen aus. Am Status des Oberstif-
tungsrates als gemischt staatlich-kirchliche Behorde anderte selbst das am
7. April 1927 verabschiedete Gesetz uber die Verwaltung des Vermogens
der Religionsgesellschaften, das den Religionsgesellschaften die Vermo-

gensverwaltung frei gab, nichts.

Dem bis dahin gegebenen Zustand wurde dann allerdings durch das am 12.
Oktober 1932 in Hegne bei Konstanz abgeschlossene badische Konkordat
der Rechtsboden entzogen.h‘_fiI Die Bestimmungen des Konkordats schlos-
sen eine Unterstellung der kirchlichen Vermdgensverwaltung unter staatli-
che Gewalt aus und unterwarfen diese den Vorschriften des kanonischen
Rechts.

Sonfordaf
goifben dem Heiligen Stuble und dem Sreiftaate Baden

(Badifdes Gefes- und Verordnungsblatt Nr, 9
ausgegeben ju RKarlsrube Jreitag den 10, Mary 1933)

18 Artikel 137 Absatz 3 Satz 1 WRV regelt, dass die Religionsgemeinschaften ihre Angelegenheiten
selbsténdig innerhalb der Schranken des fiir alle geltenden Gesetzes ordnen und verwalten sollen.

19 Vgl. Ribsaamen Thomas. Die Verwaltung des Ortskirchenvermdgens im badischen Anteil der
Erzditzese Freiburg, Inaugural-Dissertation, Freiburg 1980.
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Konfordat

swifden dbem Heiligen Stuhle
und dem JFreiftnate Babden

Seine Heiligleit Papit Piusd XI. und
a3 Babijdhe Staatdminifterium, die in
bem BWunjdje einig find, bie Beziehungen
3wifchen ber Katholifhen Kirdhe in Baden
und dem Babdbijden Staat Den berdnder-
ten Berhdltniffen anzupaffen, Haben be-
jcbloffen, fie in einem formlichen Bertirage
(Stontordat) dbauernd ju orbuen.

Bu diefem 3wede haben Seine Heilig-
tett 3u Jfrem Bevolmddhtigten

Seine Emineny den Hodwilrdigiten
Herrn Kardinal Gugen Pacelli,
Jbren Staatsfetretir,

und bdbad Badifde Staatdminifterium
34 feinen Bevolmdidtigten

den Herrn Badbifden Staatdprifiben-
ten und Winifter der Jujtiy Dr. Jofef
Shmitt,

Pen Derrn BVadifdhen Minifter ded
Suitud und Unterridhtd Dr. Gugen
Banmgartner und

ben Herrn Badifdhen Minifter ber Fi-
nangen Dr. Wilhelm Mattesd

ernannt, die nad) Husdtaufd iHhrer fiir
gut und rightig befunbenen BVolmadhten
folgende BVeftimmungen vereinbart haben:

CONCORDATO

FRA LA SANTA SEDE
E LA REPUBBLICA DEL BADEN

Sua Santita il Sommo Pontefice Pio XI
ed il Ministero di Stato del Baden, concordi
nel desiderio di conformare alle mutate con~
dizioni i rapporti fra la Chiesa Cattolica nel
Baden e lo Stato del Baden, hauno risoluto
di regolarli in modo stabile mediante una
solenne Convenzione (Concordato).

A tale effetto Sua Santita ha nominato
Suo Plenipotenziario

Sua Eminenza Reverendissima il Signor
Cardinale Eugenio PAceLLy, Suo Segretario
di Stato,

ed il Ministero di Stato del Baden ha
nominato Suoi Plenipotenziari

il Siguor Dr. GIUSEPPE SCHMITT, Presidente
del Ministero di Stato del Baden e Ministro
di Glustizia, .

il Signor Dr. EUGENIO BAUMGARTNER, Mi-
nistro del Culto e delFIstruzione Pubblica, ed

it Signor Dr.GUGLIELMO MATTES, Ministro
delle Finanze,

i quali, scambiati i loro rispettivi pieni
poteri e trovatili in buona e debita forma,
hanno convenuto negll articoll seguenti:

Aufgrund der Vorgaben des Konkordats lie3 Erzbischof Conrad Grt')berlﬁI
eine Satzung Uber die Verwaltung des Kirchenvermdgens erarbeiten, die
1934 verdoffentlicht wurde, und zog die verwaltende Behdrde als nunmehr
(seit 1. April 1934) Erzbischéflichen Oberstiftungsrat nach Freiburg mit Sitz
im Ordinariatsgebaude (zum 1. Oktober 1934).'5'|

20 Grober Dr. theol. et phil. h.c. Conrad, geb. Mefkirch 1.4.1872, geweiht Rom 28.10.1897, gest.
Freiburg 14.2.1948, beerd. Freiburg 20.2.1948: 1897 Promotion zum Dr. theol. in Rom, 1897 Vikar
in Ettenheim und Karlsruhe St. Stephan, 1901 Rektor des Konradihauses in Konstanz, 1905 Stadt-
pfarrer an der Dreifatigkeitskirche in Konstanz, 1922 Ernennung zum Geistlichen Rat, 1923 Mins-
terpfarrer in Konstanz, 1923 Ernennung zum Papstlichen Geheimkdmmerer, 1925 Domkapitular in
Freiburg, 1925 Ernennung zum Wirklichen Geistlichen Rat, 1931 Ernennung zum Bischof von Mei-
3en, 1932 Ernennung zum Erzbischof von Freiburg, Ehrenbirger der Stédte Freiburg, Konstanz und
Mef3kirch, Papstlicher Thronassistent, Comes Romanus, Ritter des souverénen Malteserordens, 1947
Ernennung zum Dr. phil. h.c. an der Universitét Freiburg.

21 Vgl. Fuf3noten 4 und 5.
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Amtsbintt

fir Oie €r3divjzeje Freiburg.
Tr 1] ’ freiburg i I‘fﬁ:. ]4."Flpril = ” ]934

N )
A |+ j"'

Conrad

durdy Gottes Erbarmung und des heiligen Apoftolifdien Stukles Gnade
€rzbijchof pon freiburg
Mletropolit der Oberrheinifdien Kirdjenprovins.

-3

Derordnung
fiber die Erriditung, die Organijntion und die Befugniffe

des Erzbijchoflichen Oberftiftungsrates
pom 30. Mirz 1934,

o

Die Abteilungen bzw. Amter des Erzbischoflichen Oberstiftungsrates erfuh-
ren im Laufe der Zeit verschiedene organisatorische Anderungen. Nachfol-

gend werden jene Mitarbeiter aufgelistet, die folgenden Sachbereichen an-

gehorten:
. 1934 — 1937: .Rechnungsamt, Kirchensteuerabteilung, Pfriinde-
abteilung und Rechnungsprufung®
. 1937 — 1951 .Rechnungsamt, Pfriindeabteilung und
Rechnungsprufung*
. 1951 — 1953: .Rechnungsamt, Pfrindeabteilung, Rechnungspri-
fung und Abteilung fur Hohenzollern*
1953 — 1955: ~-Rechnungsprifung”
1955 — 1958: .Revisionsabteilung
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Finanzkammer (01.01.1959 - 28.02.1975)

Verordnung

iiber die Errichtung einer Erzbischoflichen Finanzkammer

Mit Wirkung vom 1. Januar 1959 setzen Wir die Verordnung iiber die Errich-
tung, die Organisation und die Befugnisse des Erzbischoflichen Oberstiftungsrates
vom 30. Mirz 1934 (Amesblate 1934, Nr. 11) aufler Kraft. Fiir diesen Zeitpunke
errichten Wir die Erzbischiéfliche Finanzkammer als Gliederung Unseres
Erzbischiflichen Ordinariats. Dieselbe tritt an Stelle des bisherigen Erzbischof-

lichen Oberstiftungsrates.

Alle Schriftstiicke, welche sich auf die Besoldung, Verwaltung der Pfriinden,
das kirchliche Rechnungswesen und die kirchliche Besteuerung beziehen, sind ab
1. Januar 1959 an die Erzbischéfliche Finanzkammer, Freiburg i. Br., Herren-

strafie 35, zu richten.

Freiburg i. Br., den 31. Dezember 1958.

%M

Erzbischof.

Mit Wirkung zum 1. Januar 1959 wandelte Erzbischof Dr. Hermann Schéau-
feIeEI den Erzbischoéflichen Oberstiftungsrat in eine Finanzkammer des Or-
dinariats um und gliederte damit die kirchliche Vermogensverwaltung dem
Ordinariat unmittelbar ein. Dieser Schritt stand am vorlaufigen Ende einer
Uber hundertjahrigen Entwicklung. Im Jahre 1853 hatte Erzbischof von Vi-
cari den Kampf um die Befreiung der Kirchenregierung von den Fesseln
eines Ubermachtigen Staatskirchentums aufgenommen. Ein erster Teiler-

folg konnte durch die Grindung des Katholischen Oberstiftungsrates, einer

22 sehaufele Dr. phil. et theol. Hermann, geb. 14.11.1906 Stebbach, geweiht 25.10.1931 Rom, gest.
26.6.1977 Langenegg/Vorarlberg, beerd. 1.7.1977 Freiburg: 1928 Promotion zum Dr. phil. in Rom,
1932 Promotion zum Dr. theol. in Rom, 1934 Magister Aggregatus in Rom, 1934 Vikar in Elzach,
1935 Religiondehrer an der Handelsschule zu Mannheim, 1937 Studentenseelsorger zu Freiburg,
Repetitor am Collegium Borromaum, 1941 Domprabendar in Freiburg, 1943-1950 Prosynodalrich-
ter, 1945 Aushilfe in Oberlauchringen, 1946 Direktor des Collegium Borromaum in Freiburg, 1948-
1958 Prosynodalexaminator, 1950 Vizeoffizial und Ordinariatsrat, 1953 Offizial, 1954 Domkapitu-
lar, Wirklicher Geistlicher Rat,, 1955 Weihbischof von Freiburg (Titularbischof von Leptismagna),
Dompropst, 1958 Kapitelsvikar, Erzbischof, Verleihung des Grof3kreuzes des Souverdnen Malteser-
Ordens, Ehrensenator der Universitét Karlsruhe, 1966 Grof3es Verdienstkreuz mit Stern und Schul-
terband der Bundesrepublik Deutschland, 1974 Mitglied der Romischen Kongregation fur die Bi-
schofe, Ehrenbirger der Gemeinden Geisingen (1960), Walldirn (1962), Bad Bellingen (1962) und
GUlndelwangen (1966).
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gemischt staatlich-kirchlichen Behorde, die Ende 1862 ihren Dienst auf-
nahm, errungen werden. Auf der Grundlage der von dieser Behtrde am 29.
Mai 1863 erlassenen ,Dienstinstruktion fir die Katholischen Stiftungsrate
Uber die Verwaltung des ortlichen Kirchevermdgens® wurde dann bis Ende
1958 das Kirchenvermdgen in der Erzditzese Freiburg verwaltet. Es wurde
lediglich durch eine Verordnung des Erzbischofs vom 30. Méarz 1934Eauf-
grund des Kirchenvermdgensgesetzes vom 7. April 1927 anstelle des ge-
mischten staatlich-kirchlichen Oberstiftungsrates ein Erzbischoflicher Ober-
stiftungsrat in Freiburg errichtet. Von der Mdglichkeit, im Sinne der Bestre-
bungen des Erzbischofs von Vicari die Kirchenvermdgensverwaltung mit
dem Erzbischéflichen Ordinariat zu vereinigen, wurde zun&dchst kein

Gebrauch gemacht.

Die weitere Entwicklung liel3 jedoch
immer mehr das Bedirfnis nach einer
Vereinfachung und zilgigeren Hand-

habung der kirchlichen

Vermogensverwaltung erkennen.
Auch schien es geboten, dieselbe
lediglich auf den Bestimmungen des
kanonischen Rechtes aufzubauen.
Damit sollte zugleich eine Anpassung
an die Verwaltung aller anderen

deutschen Diozesen erreicht werden.

Deshalb verleibte Erzbischof Schéu-

fele die kirchliche Vermodgensverwal-

tung dem Ordinariat als Finanzkam-

mer ein und erliel eine neue Satzung fur die Vermdgensverwaltung nebst

den entsprechenden Austhrungsverordnungen.ELI

23 Amtsblatt fir die Erzdiozese Frei burg 1934 S. 204.
24 Amtsblatt for die Erzdiozese Frei burg, Stiick 34 vom 31.12.1958.
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AMITSBLATT

FUR DIE ERZDIOZESE FREIBURG

Selbck 34 Frethurg im Bretgau, 31. Derember || 1958

HERMANN

DURECH OOTTES EREHARMUNG UND DES HEILICEN AFOSTOLTACGHEN STUNLES GHNADE
ERZBISCHOF VON FREIBURG

METROFOLIT DERE GOREAAHEINIECHEN XKIRCHMENPFAOVINE

NEUORDNUNG
der Verwaltung des katholischen Kirchenverméigens

im Erzbistum Freiburg, badischen Anreils

Innerhalb der neu gegriindeten Finanzkammer stellte die ,Revisionsabtei-
lung“ den zahlenméalRiig gréf3ten Fachbereich dar. Nachfolgende Aufstellung
listet nicht das gesamte Personal der Finanzkammer, sondern lediglich die
Mitglieder der Revisionsabteilung auf:
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Stabsstelle Innenrevision (1974 - 28.02.1998)

Zu den Aufgaben der Stabsstelle Innenrevision, die Anfang des Jahres
1974 im Vorgriff auf die im Folgejahr im Ordinariat durchgefiihrte Organisa-
tionsstruktur (Auflésung der Finanzkammer) gegriindet wurde, gehérte es
ursprunglich zuallererst, den Vollzug des Bistumshaushalts zu prifen. Im
Laufe der Zeit stellte sich immer mehr heraus, dass es nicht ausreichend
war, nur die im Bistumshaushalt erfassten Bereiche, bzw. das Kassen- und
Rechnungswesen der Bistumskasse, zu prifen, sondern dass Prifungen

samtlicher di6zesanen Dienststellen und Einrichtungen angebracht waren.

Zum urspringlichen Aufgabenbereich kam im Laufe der Jahre als ,zweites
Standbein” die Prifung der Caritasverbande, Sozialstationen und ahnlicher
Einrichtungen hinzu. Bezuglich der derzeitigen Bestrebungen, fur diesen
Bereich einen eigenen Prifungsbereich aufzubauen, wird auf die obigen
Ausfiihrungen (Seite 2)[Jerwiesen.

Die Innenrevision entwickelte sich schnell zu einer allseits anerkannten und
nicht mehr wegzudenkenden Kontrollinstanz bei der Verwendung von Kir-
chensteuergeldern des Bistums. Mit Blick und Gespur fiur finanzielle Zu-
sammenhange konnten immer wieder — auch bei schwierigen und komple-
xen Prufungen oder bei finanzieller Misswirtschaft — konstruktive Sanie-

rungsvorschlage und Problemlésungen aufgezeigt werden.
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Ortsrevision (01.03.1975 - 28.02.1998)

'Frlll.r:u'!_ [Pk Mr. 2575, 75 Hirh_l vt Bem War-
fierl Phngaekoileloe 19755 ginrusemilem,
Soarririe fhr Funk wnd Peeses 10, Ml 1975
1.00 Tihr.
Freibarg 1 Bir., den 30, April 1973

Errbirch@fliches Ordimarian

T, 74

Verordnung iiher die Aufhebung der
Erth, Finanzlammer, der Rechsibteilang
und der Kath, Stiftungsverwaltung

Im Fuogn ler Meusrmansation sisad die Ereh, B
sanzhamsmer, die ILechiesabarilumg il die Kah,
Brilyangsversaltusy in dn sninelbaren Verwal:
sungrbereich unseres Freb. Ordinarisn cingealeedert
wirden, Wir swtesii deher die Verordnungen iiber
die Errichrung siner Ereh, Finenzkammer ind liber
fdie Reszellung eines Justiciers vom 3. Densmbsr
1950, Amallar S0M, mie sloriger Wirkung
palier Krafl

Glesdwritip helies wir div Rath. Suifnssgrrwsl-
tunz Frobwuig als el bt mdigge Verwatmnguaelle suls

Al Sclirifinsticks, dee bisher am die Brzle Finanz-
bummar, die Redhisabioibing oder die Kath, Sl
rmpiverwalueg pegen, snd an des Ereh, Oirdéna-
et v richien,

Freiburg v, Br,, den 1 Mare 1975

iw

Erxhizschot
Mr. 73 Ond 25,473
Organisationsplan fiir das Erzb. Ordinaria
Freiburg

tie Erlal vom 35 Felsrugr 1975 kat der Hodh-
wiirdigwe Herr Erdhischiof den madiedgenden Or-
p_11i51':||1m|.||ul ey Ereb Ordinariacs zum 1. Mire
1578 gl experimentitis in Kraft graree.
Organisationeplin ilr da Erth. Ordinariat
Freibumg
Gemaralviliar
Stabasellen:
Eodrmefeid Sranisrik
[HGecmne Manang
lrnemrermean
it bebitair
DWW — Elekironisdhe Dasen rerarbisitung
Ragistratier / Srchiv / Bilisochek

Aheeilung 1 Sechorge
{Seelorgrzme)®

Lelerat Ceriincheeeliongs

Lelerar Caareadiensy ¢ Litusges
(Am f#r Rindesmosk)y’

Feferan Besandere [#3elgrappen-)
Sewluwarge

Foderig Aualinder-Secdwrge

Aheeitung 11 Caritas
{Carmiasverhasd Elir
die Erzilidere}*

Abiellung T Schuilen / Hachscduslen
{Religinnapidagigisde

Arbeicmncile)

ILelarat NP Cirmnide, Mlsupa-, Real-,
Cowders, benedl, Sdmles

Rl eeat Hivliess Schulen

Bel erar Seclwrgehellerinnen,
Eazechacinnei

Ahipifang ¥ Weiterhildung
(Kath. Aksdesnie, Innstu Flie
Theol-Pasmorale A und
Wernerbiddung
feldumgrwerh . Ersdbieen)

Abigllung ¥ Sechwrge-Peronal
fLeferat Seehowge-Persapial- Verwaltung,

Abteliung V1 Berufie der Kirche
{Pipazl, Werk Merube der
Kerihe — Difpesanieelle)®

Refera Aushildung hauptleruflice
pisorale 1Henaze

Relerat Theologisd-Panceale
Weigerhildung

Torlerat Ordenywsien

Abteibung VI DNayween and Lisgensdaites

Eeferat Bauwwicn

Erberat Liegromdial e

Ahigiling YOI  Finanstn

Referat Haushat-, Kamen-, Rechnamgs-
winen, Droarevisan

Helerar Seeuren und allgem. Asgelegen-
heiten

Abseilupg T Allgemsine Verwalmng
Personal, Schulredt

Rifarat Allgemetne Vermalung
Rabrrat Tersonal wesen, Schubrich

= slgese ditzeane Einrldicusgen

Im Zusammenhang mit der Eingliederung der Finanzkammer in das Ordina-
riat wurde auch die Revision neu strukturiert (siehe obigen Erlass). Aus der
bisherigen Revisionsabteilung wurde ein, der Haushaltsabteilung zugeord-

netes, Sachgebiet ,Rechnungsprifung®, das, da es fur die Prifung des so-
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genannten 6rtlichen Kirchenvermégens zustandig war, innerhalb Jahresfrist
in ,Ortsrevision* umbenannt wurde. Zuvor war bereits eine eigene ,Stabs-
stelle Innenrevision® errichtet worden (vgl. Seite @ff), die fur die Prufung
des Bistumshaushaltes zustandig war.

Der im Jahre 1975 vollzogenen Neuordnung lag der Gedanke einer sach-

bezogenen, das heil3t nicht mehr regionen-ELI

oder personenbezogene Ar-
beitsteilung zugrunde. Anlass hierzu gab die Tatsache, dass die immer
groBer werdende Zahl und Komplexitdt der Verwaltungsvorgdnge eine

weitgehend fachliche Spezialisierung erforderte.

Unabhéngig hiervon unterlag die Arbeit der Ortsrevision in den Jahren ab
1975 einem gewaltigen Wandel. Von der traditionellen Abh6r séamtlicher
Fonds- und Kirchengemeinderechnungen wurde mehr und mehr Abstand
genommen, da man sich anderer, wichtigerer Prifungsfelder annahm. Im-
mer mehr spielte nun auch der AufR3endienst eine Rolle. Im gleichen Mal3e,
in dem die herkdmmliche Rechnungsabhor durch vor Ort durchgefiihrte
Prifungen (Pfarramter, Kindergarten etc.) ergadnzt wurde, kam neben dem
reinen Prifungsauftrag der Dienstleistungsaspekt zum tragen. Aus reinen
~Prufern” wurden kompetente Ansprechpartner, die den Verantwortlichen in
den Pfarreien (Pfarrer, Stiftungsrate, Sekretarinnen, Kindergartenleiterinnen
usw.) in allen Verwaltungsfragen als Ansprechpartner zur Verfiigung ste-
hen. So kann es nicht verwundern, dass im Laufe der Zeit immer mehr eine
echte Nachfrage nach Prifungen und Beratungen durch die Ortsrevision
entstand. Die Ortsrevision verdnderte sich somit von einer urspriinglich
ausschlief3lichen Prifinstanz zu einem Dienstleister, dessen Service gerne

nachgefragt wird.

%5 Bis dahin gab es z.B. eine eigene Abteilung fur Hohenzollern.
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Stabsstelle Revision (seit 01.03.1998)

Mit Verordnung vom 10.
Februar 1998 errichtete Erz-
bischof Dr. Oskar Saier die
Stabsstelle Revision. Als
Stabsstelle ist die Revision
unmittelbar dem  Gene-
ralvikar unterstellt und die-
sem verantwortlich. Sie ist
also nicht den Verwaltungs-
abteilungen des Ordinariats
angegliedert, wodurch die fur
eine Revision notwendige
Unabhangigkeit gewahrleis-

tet wird; gehoért doch eine

grundsatzliche Urteilsfreiheit,
also die Unabhéangigkeit von den gepruften Einrichtungen (die Revision
prift ja auch die Bistumsverwaltung), sowie eine tatséchlich austbbare
Freiztgigkeit der Kritik zu den Grundvoraussetzungen fir die Objektivitat
der Arbeit der Revision. Beide genannten Bedingungen werden durch die
Organisationsform ,Stabsstelle* gewahrleistet.

Die Stabsstelle Revision ist in erster Linie fur die Prifung der Haushalts-
und Wirtschaftsfihrung der kirchlichen Dienststellen und Einrichtungen im
Erzbistum zustandig (gleichsam eine Art Rechnungshof). Was hier mit ei-
nem Satz kurz und knapp umrissen wird, entpuppt sich bei genauerem Hin-
sehen als ein aullerst interessantes aber auch schwieriges Arbeitsfeld, da
Einrichtungen zu prifen sind, bei denen die unterschiedlichsten Rechtsvor-
schriften anzuwenden sind. So hat die Revision auf3er den didzesanen
Dienststellen und Einrichtungen auch die Kirchengemeinden, Gesamitkir-
chengemeinden, Kirchenstiftungen, Pfrindestiftungen und alle anderen
kirchlichen Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen, die der Vermdgens-

aufsicht des Ordinarius unterstehen, aber auch die sonstigen Kérperschatf-
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ten, Anstalten und Stiftungen, die vom Erzbistum mittelbar oder unmittelbar
Zuwendungen erhalten oder Vermégensgegenstande der Kirche verwalten,
zu prifen. Dieses breite Spektrum bringt es fast zwangslaufig mit sich, dass
man mit den unterschiedlichsten Rechtsnormen konfrontiert wird, resp. die-
se auch anwenden kénnen muss. So sind z.B. im Bereich der Caritasver-
bande und Sozialstationen die Arbeitsvertrags- und Vergutungsrichtlinien
des Caritasverbandes (AVR), im Bereich der Kirchengemeinden jedoch die
Arbeitsvertrags- und Vergttungsordnung (AVVO) und in anderen Bereichen
evtl. gar der Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) anzuwenden. Und findet
man in der einen Einrichtung eine schlichte Einnahme-Uberschuss-
Rechnung vor, darf man sich bei einer anderen Uber eine doppelte Buch-
fuhrung mit Bilanz und Gewinn-und-Verlust-Rechnung und im nachsten Fall

Uber eine kameralistische Buchfuhrung freuen.

Gerade diese Vielfalt, die auf den ersten Blick abschreckend wirken mag,
macht aber einen Grol3teil des Reizes der Revisionstatigkeit aus. Mit Routi-
nearbeit oder ,Schema F* kann man das tagliche Brot der Revision nicht
vergleichen. Und der zweite Aufgabenschwerpunkt der Stabsstelle Revision
ist ebenfalls dazu angetan, den Priferalltag kurzweilig zu gestalten. Die
Reuvision ist nicht nur eine reine Prifinstanz, sie hat die gepriften Einrich-
tungen auch zu Fragen, deren Beantwortung fir die Haushalts- und Wirt-
schaftsfihrung von Bedeutung sind, zu beraten bzw. kann sich zu solchen

Fragen gutachtlich auf3ern.

Wenn die Prifer die Journale und Belege eines abgeschlossenen Haus-
haltsjahres vor sich liegen haben, kann es zwar sein, dass sie ihre Téatigkeit
mit einem Anflug von Sarkasmus als ,Leichenschau“ bezeichnen, doch
muss eingeraumt werden, dass durch diese ,Leichenfledderei* nicht nur
Missstande — die als ,lassliche Sunden” bezeichnet werden kdnnten — auf-
gedeckt werden, sondern dass die Revision auch immer wieder
Sachverhalte aufdeckt, fir die gar der Begriff ,Todslinde" angemessen
ware. Und dass es der Revision auch immer wieder gelingt, nicht nur
finanzielle Schaden aufzudecken oder aufzuarbeiten, sondern solche
einzuddmmen oder gar zu verhindern, macht die Arbeit ebenfalls

interessant und kurzweilig.
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Gestern, Heute und Morgen. Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. All
dies hat fur die Revision Bedeutung. Gestern steht hier fur die Prifung einer
abgeschlossenen Rechnung, heute fir die Priufung aktueller Personalfélle
und morgen fur die Beratung einer Einrichtung vor richtungsweisenden Ent-

scheidungen.

Zu den traditionellen Aufgaben der Revision gehdren sogenannte Ord-
nungsmafigkeitsprifungen. Hierunter versteht man Prifungen, durch die
festgestellt werden soll, ob Zustande oder Vorgange einer Norm entspre-
chen beziehungsweise normgerecht durchgefiihrt wurden. Die Sollgrof3en
der Ordnungsmafigkeitsprifungen werden durch staatliche und kirchliche
Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) gebildet. Weitere Tatigkeits-
felder bilden Wirtschaftlichkeitsprifungen und Zweckmafigkeitsprifungen,
wobei in der Praxis eine genaue Zuordnung einzelner Priufungshandlungen
zu einer der genannten Gruppen oft nicht moglich ist; werden doch Prifun-
gen in aller Regel unter mehreren Gesichtspunkten durchgefthrt (z.B. Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmaligkeit). Auch Sicherheitsprifungen (z.B. zur
Frage, ob interne Richtlinien und Anweisungen ein ausreichendes Sicher-
heitsniveau gewahrleisten und ob diese auch wirksam sind und eingehalten

werden) oder Risikopriufungen kénnen im Einzelfall erforderlich sein.

Verfasser: Michael Rudloff, Erzb. Oberamtsrat
Freiburg, im Januar 2002

- Blatt 34 -



	DIE GESCHICHTE DER KIRCHLICHEN REVISION	2
	Einleitung
	Rückblick
	Zeittafel

	Katholische Kirchenkommission / Kirchenökonomie-Deputa˜tionen / Katholisches Kirchendepartement / Katholische Kirchensektion / Katholischer Oberkirchenrat (1803 – 1862)
	Katholischer Oberstiftungsrat (09.12.1862 – 31.03.1934)
	Entstehung und Aufgaben
	Die Dienstgebäude des Katholischen Oberstiftungsrates
	Verwaltungsvorschriften

	Erzbischöflicher Oberstiftungsrat (01.04.1934 – 31.12.1958)
	Finanzkammer (01.01.1959 - 28.02.1975)
	Stabsstelle Innenrevision (1974 - 28.02.1998)
	Ortsrevision (01.03.1975 - 28.02.1998)
	Stabsstelle Revision (seit 01.03.1998)

